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1. Wachheit, äußerste Wachheit gegen-
über dem Zeitgeschehen und der Wille zur 

Initiative, auf die Herausforderungen auch 
des politischen Lebens im weitesten Sinn 
mit der Kunst der »moralischen Technik« 
nicht nur zu reagieren, sondern voraus-
schauend das auf die heraufkommenden 
Situationen »Passende« vorzubereiten: Das 
sind Erfordernisse und Fähigkeiten, über 
welche derjenige verfügen sollte, der im 
sozialen Menschheitswerden Wesensge-
mäßes aus anthroposophischen Quellen 
vollbringen möchte. Darüber sprach Ru-
dolf Steiner in einem nur wenig bekannten 
Vortrag am 1. August 1920 im Kreis der 
Mitarbeiter des »Bundes für Dreigliede-
rung« bei der Einstellung des neuen Büro-
leiters der Organisation, Walter Kühne, in 
Stuttgart.   

2. Dazu gehört auch ein sensibles Ver-
ständnis jener geschichtlichen Zusammenhän-
ge, in denen seit dem Mysterium von Golgatha 
das sog. Gesetz der »Umlaufzeit geschichtli-
cher Ereignisse« waltet. Es sind die »Zeiten-
sterne«, die im Rhythmus von 33 Jahren 
mit ihren Motiven auferstehen, um »in 
verwandelter Gestalt« ein meist nur kurz 
geöffnetes Zeitfenster für zeitgeistgewollte 
Aufgaben und Notwendigkeiten im sozia-
len Leben der Menschheit zu nutzen. Die-
se geisteswissenschaftliche Entdeckung teil-
te Rudolf Steiner erstmals am 17. Dezem-
ber 1917 in dem Basler Vortrag »Et incar-
natus est« mit. 

3. Fehlt nun bei den Zeitgenossen die 
Wachheit, diese Konstellationen wahrzu-
nehmen und tätig aufzugreifen, droht die 
Gefahr, dass sich der Gegenspieler des Zeit-
geistes, der »Dämon des Zeitalters« (s. Vor-
trag vom 21. Juli 1923) – in unserer mi-
chaelischen Epoche ist das der Gott 
Mammon – einschleicht und »die schläfri-
gen Seelen« (Steiner) – sie täuschend – mit 
seinen entgegengesetzten Intentionen im 
Unterbewusstsein inspiriert, so dass sie 
zwar glauben, dem »Wink des Zeitgeistes« 
zu folgen, in Wirklichkeit jedoch Opfer des 

»Dämons des Zeitalters« geworden sind; 
die historischen Vorgänge um das Jahr 
1989/90 waren dafür ein erschütterndes Bei-
spiel; bis heute sind viele, auch führende 
Anthroposophen, einer solchen Täuschung 
erlegen, was sich anhand von Publikatio-
nen aus jener Zeit leicht nachvollziehen 
lässt.  

Diese damit nur kurz angedeuteten Be-
dingungen müssten eigentlich dem Be-
wusstsein aller in der anthroposophischen 
Bewegung wirkenden Menschen geistig-
seelisch so elementar zur Verfügung ste-
hen, wie die Luft zum Atmen. Wie sonst 
auch sollte es möglich sein, ihre große 
»Mission, die Rettung der Erde« (Steiner 
am  1. 8. 1924), erfüllen zu können! 

4. In dem erwähnten Vortrag von 1920 
wird Steiner sehr konkret. Es war ja die 
Zeit, in der, angeregt durch den Dreiglie-
derungsimpuls, auf Einzelgebieten starke 
Aktivitäten entfaltet worden waren – von 
der Waldorfschule bis zur Assoziation »Der 
Kommende Tag« u. a. Wie noch viel mehr 
heutzutage war man auch damals ganz sei-
nen jeweiligen »Einzelheiten« hingegeben 
und verlor mehr und mehr aus dem Auge, 
dass man damit das soziale Ganze – insbe-
sondere die große Öffentlichkeitsarbeit 
und die Gesetzgebungen – dem Einfluss 
der Gegenmächte überließ. So konnte und 
kann die Anthroposophie nicht zu einem 
bestimmenden Kulturfaktor werden. 

Hier sah Rudolf Steiner die Aufgabe eines 
die ganze anthroposophische Bewegung 
durchdringenden »Bundes für Dreigliede-
rung«. Er sagte: »Außerordentlich viel hat 
gerade der Bund für Dreigliederung des 
sozialen Organismus zu tun, denn er ist ja 
eigentlich der Inspirator und die eigentli-
che aktive Kraft, die in alles das hinein-
wirken soll, was sonst an Einzelheiten ge-
gründet« ist. 

Will sagen: Der Dreigliederungsimpuls 
und die ihn vertretende Organisation, der 
»Bund«, als das zeitgeschichtlich wirkende 
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Integral der anthroposophischen Bewe-
gung! Dafür brauche man aber Menschen, 
»die im Besitz einer sehr fein eingestellten 
seelisch-sozialen Magnetnadel sind, deren 
Ausschläge man sehr bald« bemerken müs-
se, wenn sie auch klein seien. Derjenige, 
fährt Steiner fort, der den Bund zu leiten 
habe, »der müsse ein feines Organ haben 
für alles dasjenige, was heute im sozialen 
Leben geschieht, damit im rechten Augen-
blick das Rechte geschieht.« Es ist eine der 
Bedingungen für Realismus, »dass man ge-
wissermaßen jede Woche die Aufgaben erst 
entdeckt, die einem jede Woche neu gestellt 
werden.« 

5. Können wir sagen, wir hätten heute, über 
80 Jahre nach dieser grundlegenden Orien-
tierung und nach den bitteren Lehren des 
zwanzigsten Jahrhunderts, eine anthroposo-
phische Bewegung, die dergestalt im Zeitge-
schehen präsent wäre? Schauen wir uns die 
Dinge an einem aktuellen Beispiel an.   

Auch in dieser Zeitschrift (Goethea-
num) wurden in den letzten Jahren 

verschiedene Informationen veröffentlicht, 
die darüber berichteten, wie anthroposo-
phische Aktivitäten, die 1983/ 84 mit der 
Initiative AKTION VOLKSENTSCHEID zur 
verfassungsrechtlichen Regelung der drei-
stufigen Volksgesetzgebung in Deutsch-
land ihre Arbeit begannen, durch nachhal-
tige Bemühungen sowohl öffentlicher Auf-
klärung als auch parlamentarischer Vorstö-
ße gewisse Fortschritte erreichen konnten. 

Allerdings gab es darunter auch solche Be-
schreibungen, die man als Kenner der Ver-
hältnisse und des 1983/84 begründeten Pro-
jektes als eher propagandistisch und Illusi-
onen weckend ansehen konnte; sie haben 
den Lesern kein realistisches Bild der tat-
sächlichen politischen Gegebenheiten ver-
mittelt (siehe z. B. den Bericht in 
Anthroposophie weltweit Nr. 4/2002). 

Diese seit längerem auch auf der Ebene 
der Europäischen Union verfolgten Akti-
vitäten basieren auf der Dreigliederungsfor-
schung des Achberger Instituts für Zeitge-
schichte. In mehreren Publikationen – 
speziell für die anthroposophische Le-
serschaft – wurde über diese Arbeitser-
gebnisse und über die sich anschließenden 

Projekte umfassend berichtet (zum Bei-
spiel in den Flensburger Heften: Nr. 24 
»1789 – 1989 Direkte Demokratie«, Nr. 25 
»Rechtsleben und soziale Zukunftsimpul-
se – Von der Dreigliederungsidee Rudolf 
Steiners zur Volksgesetzgebung«, Sonder-
heft Nr. 5 »Volkssouveränität und Volks-
gesetzgebung: Die Kernpunkte der De-
mokratiefrage Teil I, Idee und Initiative 
im Umkreis des Revolutionsjahres 1989/ 
90« und »Die Kardinalfrage des Staatswe-
sens. Hinweis auf eine Lebensnotwendig-
keit der Gegenwart und Zukunft«, in: Der 
Staat – Beiträge zur Überwindung struk-
tureller Vormundschaft im Rechtsleben, 
1992).  

Diese Publikationen, die in der anthropo-
sophischen Bewegung leider nur sehr we-
nig studiert wurden, dokumentieren, wie 
diejenigen, die für die Initiative verantwort-
lich zeichneten, im Bewusstsein der drei 
eingangs bezeichneten Erkenntnisbedin-
gungen und Fähigkeiten handelten. Au-
ßerdem schlagen sie einerseits ein neues 
Kapitel der Dreigliederungsforschung auf und 
dokumentieren andererseits, wie bestimm-
te politische Initiativen daraus hervorgegan-
gen sind. Diese haben über die Jahre hin 
u. a. immerhin auch dazu geführt, dass 
nicht nur stets weitere Kreise der Öffent-
lichkeit dieser Vertiefung des Staats- und 
Demokratie-Verständnisses zustimmten, 
sondern auch im Bundestag selbst nach 
dem Regierungswechsel 1998 am Ende der 
ersten Legislaturperiode 2002 unter feder-
führender Mitwirkung des damaligen Ab-
geordneten Gerald Häfner, die beiden Regie-
rungsfraktionen der SPD und Bündnis 
90/Die Grünen eine Gesetzesinitiative für 
die Regelung der dreistufigen Volksge-
setzgebung ergriffen. Doch es war illusio-
när zu glauben, damit das Ziel erreichen 
zu können, weil von vorneherein fest-
stand, dass die große Oppositionspartei, 
die CDU/CSU, nicht zustimmen würde, 
also die für die Verfassungsänderung erfor-
derliche Zweidrittelmehrheit nicht erreich-
bar wäre. Trotzdem hat man damals auch 
in der Wochenschrift »Das Goetheanum« 
falsche Erwartungen gehegt. Doch wie so 
oft bei solchen Fehleinschätzungen war 
bisher von einer selbstkritischen Besinnung 
nichts zu vernehmen. 

II.



Nun ist das Thema vor kurzem 
wieder breit durch die Medien ge-

gangen. Der Anlass dafür war eine neue, 
vom Hamburger Magazin »stern« in Auf-
trag gegebene Forsa-Umfrage. Sie brachte 
das Ergebnis,  dass inzwischen 84% aller 
Stimmberechtigten in Deutschland die Re-
gelung der direkten Demokratie verlangen. 

Als 2002 auch in den Goetheanum-Blättern 
so geschrieben wurde, als stünde man ge-
radewegs vor dem Durchbruch, hat das 
Achberger Institut – wie es das mit seiner 
emotionslosen Arbeitsweise immer getan 
hat – gleichzeitig auf die tatsächlichen 
Verhältnisse hingewiesen und die Bedin-
gungen benannt, deren es bedarf, um das 
Ziel tatsächlich zu erreichen. 

In der Zeit solange das Internet noch 
nicht breit zur Verfügung stand, also im 
Grunde bis Ende der neunziger Jahre, war 
es für Initiativen aus der Zivilgesellschaft 
unendlich schwer, ohne Unterstützung von 
Massenmedien soviel Öffentlichkeit zu er-
reichen, dass sich durch die Zahl konkre-
ter Willensbekundungen von stimmbe-
rechtigten Bürgerinnen und Bürger genü-
gend politisches »Kapital« hätte bilden 
können, um durch dessen Gewicht die 
Volksvertretung zu veranlassen, den Volks-
willen nicht länger zu missachten. 

Denn das ist unabdingbar: Ohne dass 
nachgewiesenermaßen die Mehrheit ihren 
Willen konkret bekundet hat – und zwar 
zu einer wesensgemäßen Regelung des drei-
stufigen Verfahrens – ist das Ziel nicht er-
reichbar. Oder das Parlament wird eine we-
senswidrige Regelung beschließen, was u. 
U. schlechter wäre als gar keine zu haben. 

Wie gesagt: Die mehrjährige Erfahrung 
zeigte, dass es vor der Zeit des verbreiteten 
Internets für eine zivilgesellschaftliche I-
nitiative so gut wie ausgeschlossen war, 
die Mehrheitsbedingung zu erreichen.  

Diese hoffnungslose Lage zwischen 
Illusion und Ohnmacht hat sich 

nun aber insofern geändert, als wir unter 
Einbeziehung der Aktionsmöglichkeiten 
des im Prinzip alle politischen Akteure 
vernetzenden world wide web einen Weg 
entwickelt haben, der es jedem, der zu die-
sem Netz Zugang hat, auf einfache und 

kostengünstige Art ermöglicht, seinen Wil-
len zu einem konkreten Vorschlag für die 
Einführung der dreistufigen Volksgesetz-
gebung zu bekunden. 

Wer also seiner Verantwortung für das 
soziale Ganze durch die Beteiligung an 
diesem Verfahren gerecht werden will, 
braucht jetzt nur noch die Internetadresse 
www.volksentscheid.willensbekundung.net 
aufzusuchen; hier findet er dann alle 
Informationen, worüber und wie er an 
diesem wichtigen Entwicklungsschritt 
des sozialen Organismus aktiv teilneh-
men, ihn konkret mitgestalten und dar-
über hinaus die entsprechende Kam-
pagne auch unterstützen kann. 

Wenn man als Anthroposoph aus dem für 
diese gesamtgesellschaftliche Wirklichkeit 
gültigen Dreigliederungsimpuls dem  Zeit-
geschehen nicht nur mit seinen »betrach-
tenden Seelenkräften«, sondern mit den 
»aktiven« gegenübertreten will (s. Steiners 
Vortrag vom 2. April 1923), hat man eine 
dreifache Aufgabe zu erledigen: Die prü-
fende Erkenntnisarbeit über den Zusammen-
hang der Sache, um die es sich handelt, zu 
leisten, die moralische Phantasie der indivi-
duellen Verbindung zur gestellten allgemein-
menschlichen Aufgabe zu entwickeln und den 
Willensmut zur Tat aufzubringen. 

Nicht nur im persönlichen Sinn, sondern 
bewusst auch als Mitglied der Anthroposo-
phischen Gesellschaft, ihrer Hochschule 
und Mitarbeiter in der Sektion für Sozial-
wissenschaften möchte ich alle Leser bitten 
und ermuntern, diese Aufgabe zu ergreifen. 
Das wäre dann der jedem jederzeit mögli-
che Beitrag zur Konstituierung jener 
»Kraft«, die Rudolf Steiner einst von einem 
»Bund für Dreigliederung« erwartet hat. 

Jede Willensbekundung und jede Mithilfe 
an der Verbreitung der hier gegebenen In-
formationen ist wichtig und Lebenselixier 
für den sozialen Organismus. Wir freuen 
uns über jede Kontaktaufnahme – via E-
mail AVE.2004@willensbekundung.net, 
postalisch Institut für Zeitgeschichte, Pa-
noramastr. 30, D-88147 Achberg, telefo-
nisch +49 (0)8380-98228, per Fax +49 
(0)8380-675. 

Achberg, 8.Mai 2004                 Wilfried Heidt 
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Nachtrag (9. August 2004) 
In den letzten Wochen hat das Debattieren ü-
ber die Frage der plebiszitären Entscheidung 
über den Verfassungsvertrag der EU in den 
meisten Mitgliedsländern auch in Deutschland 
das Thema der Volksgesetzgebung in generel-
ler Hinsicht nicht mehr verstummen lassen. 
Nicht dass es irgendwo wirklich substanzielle 
Beiträge gegeben hätte; es tauchten aber erste 
Informationen seitens der rot-grünen Berliner Koa-
lition auf, sie wolle im Herbst im Bundestag ei-
ne neue Initiative zur verfassungsrechtlichen Re-
gelung des Sachverhaltes einbringen, sei im 
übrigen aber strikt gegen eine Sonderabstim-
mung über die neue Konstitution der EU ohne 
generelle Klärung, wie künftig das plebiszitäre 
Element hierzulande einzusetzen sei. Die da-
mit verbundene Problematik ist oben dargelegt. 

Man muss daher mit allem Nachdruck noch-
mals betonen, dass die Frage von allen im 
Bundestag vertretenen Parteien unter rein par-
teipolitischen Interessen verfolgt wird und dass 
das deutsche Volk der Falle, die dabei gestellt 
ist, nur entkommen wird, wenn es sich nicht in 
Naivität wiegen läßt und begreift, dass der de-
mokratische Fortschritt nur über den Weg der 
»Willensbekundung« für das wesensgemäße 
dreistufige Verfahren, wie wir ihn im Internet an-
bieten, erreicht werden kann (s. oben Ziff. II.– IV.). 

Ein Bericht in der »Frankfurter Rundschau« (s. 
Dokument unten) informierte, mit welchen Re- 

gelungsvorschlägen die Berliner Koalitionäre 
die Opposition für eine Zustimmung zu ihrer Ini-
tiative gewinnen wollen. Zwar hält der rotgrüne 
Entwurf demnach am dreistufigen Verfahren 
fest, und obwohl die angedachten Quoren sehr 
hoch angesetzt sind – 400 000 Mindestzu-
stimmung für die erste Stufe und mindestens 
drei Millionen für die zweite (s. Dokum. unten) 
– besteht der größte Mangel nach wie vor dar-
in, dass der Entwurf kein Verfahren vorsieht, 
wie die Massenmedien in den Urteilsbildungs- 
und Entscheidungsprozess einzubinden sind 
(s. diesbezüglich unseren Entwurf, Liste Ziff. 
2.). Damit bliebe aber der Manipulation und 
dem Einfluss mächtiger Gruppen Tor und Tür 
geöffnet. 

Außerdem ist anzunehmen, dass die Oppositi-
on ihre Zustimmung allenfalls dann geben 
wird, wenn die Lebensbedingungen für den 
plebiszitären Prozess noch viel weiter er-
schwert werden. Was immer aus diesem Spiel 
der Parteiinteressen herauskommen wird: Zu 
dem von uns vorgeschlagenen Weg zum guten 
Ziel gibt es keine der Sache angemessene Al-
ternative. Daher appellieren wir nochmals an 
alle, die wir mit unseren Informationen errei-
chen können, das ihnen Mögliche dazu beizu-
tragen, ihr Umfeld auf die Beteiligung an der 
»Willensbekundung« hinzuweisen. Nichts an-
deres kann uns vor einer verhängnisvollen Ent-
wicklung bewahren. 

 


